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Liebe Mandantschaft,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

heute möchten wir Sie wieder über aktuelle 
Themen aus dem privaten und öffentlichen 
Baurecht informieren. Unter anderem haben 
sich zwei Oberlandesgerichte zum 
„Dauerbrenner“ der Forderung nach einer 
Bauhandwerkersicherheit geäußert.  

Zudem steht nach wie vor im rechtlichen und 
gesellschaftlichen Fokus, wie mehr 
dauerhafter Wohnraum geschaffen werden 
kann: Damit beschäftigen sich unsere Beiträge 
zur Nachverdichtung und zur Berliner 
Senatsvorgabe, wie das um sich greifende 
„Wohnen auf Zeit“ in Großstädten 
eingedämmt werden kann.  

Eine anregende Lektüre wünscht  

Ihr [GGSC] Team 

 

 

• Koordination ist Auftraggebersache – 
Mitverschulden bei fehlerhafter 
Planung 

• (K)ein Anspruch auf eine 
Bauhandwerkersicherung? 

• Bauablaufänderung nach Behörden-
eingriff ist keine Anordnung des 
Auftraggebers! 

• Muss Aufforderung zur Mängel-
beseitigung Hinweis auf weitere, 
drohende Schäden enthalten? 

• Zur Anwendbarkeit von § 1 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 5 UmwRG auf eine 
Baugenehmigung für eine 
heranrückende Wohnnutzung 

• „Wohnen auf Zeit“ im 
Milieuschutzgebiet 
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Koordination ist Auftraggebersache – Mitverschulden bei 
fehlerhafter Planung 

Bei Bauvorhaben mit mehreren Bau- und Planungsbeteiligten konkretisiert der BGH erneut die 
Verantwortungsverteilung: Die Koordination des Gesamtprojekts liegt grundsätzlich beim 
Auftraggeber. Fehler in vorgelagerten Planungsphasen können ihm dabei als Mitverschulden 
zugerechnet werden. 

Der Sachverhalt 

Eine Auftraggeberin (AG) ließ ein Bestandsgebäude aufstocken und über dem vierten 
Obergeschoss Penthouses aufbauen. Eine vorhandene teerhaltige Abdichtungsbahn wurde 
nicht entfernt und führte später zu gesundheitsgefährdenden Ausdünstungen in den 
aufgebauten Wohnungen. An dem Bauvorhaben waren mehrere Architekten und Baufirmen 
beteiligt: zunächst ein Entwurfsplaner (E), anschließend eine Ausführungsplanerin (AP), ein mit 
Bauüberwachung und Koordination beauftragter Architekt (BÜ) sowie ein mit dem Rückbau 
beauftragtes Dachdeckerunternehmen (Bau-AN). Die Entwurfsplanung sah – fehlerhaft – den 
Verbleib der Abdichtung vor. In einer Baubesprechung, zu der ein Protokoll erstellt wird, weist 
die AG die AP an, den Verbleib der Horizontalabdichtung zu prüfen, allerdings nicht mit Blick 
auf den Schadstoffgehalt, sondern weil es um den Erhalt einer Attika, Stufen und weiteren 
Bauteilen oder um deren Rückbau und Ersatz geht. 

Die AG musste Sanierungs- und Gutachterkosten sowie Nutzungsentschädigungen an die 
Käufer der Penthouses zahlen, die sie klageweise von den Baubeteiligten zurückverlangt.  

Die Entscheidung 

Der BGH (Urteil vom 15.01.2026 – VII ZR 119/24) bestätigt im Grundsatz die Haftung mehrerer 
Beteiligter als Gesamtschuldner, stellt aber zugleich klar: 

• Die AG ist verpflichtet, den Planungsprozess zu koordinieren und den Beteiligten eine 
geeignete Planungsgrundlage zur Verfügung zu stellen. Überlässt sie eine fehlerhafte 
Entwurfsplanung, muss sie sich das Verschulden des Entwurfsplaners nach §§ 254, 278 
BGB zurechnen lassen. 

• Die Koordination mehrerer Projektanten ist eine der AG obliegende 
Mitwirkungshandlung. Zwar hat kein Beteiligter „Anspruch auf eine Bauüberwachung“. 
Bedient sich die AG sich zur Erfüllung der Koordinierungsobliegenheit eines Dritten (hier 
des BÜ), muss sie sich dessen Mitverschulden jedoch gegenüber AP und 
Bauunternehmen zurechnen lassen. 

• Auch die AP haftet anteilig. Sie ist zum Durcharbeiten und kritischem Hinterfragen der 
vorhergehenden Planung verpflichtet. Sie hätte schriftlich Bedenken gegenüber der AG 
mit Blick auf den Verbleib der Teerschicht einwenden müssen. 
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• Die Bau-AN haftet, weil sie ebenfalls keine schriftlichen Bedenken und auch nicht 
gegenüber der AG, sondern nur den Planern gegenüber, äußerte. 

Praxisfolgen 

Die Entscheidung stärkt die Linie der Rechtsprechung zur Risikoverteilung bei arbeitsteiligen 
Planungs- und Bauprozessen. Für die tägliche Praxis lässt sich daraus ableiten: 

• Bauherren tragen ein eigenes Koordinationsrisiko, insbesondere bei Beauftragung 
mehrerer Planer. Hier dürfte eine Tendenz entstehen, diese Pflicht auch ausdrücklich den 
bauüberwachenden Architekten vertraglich zuzuweisen. 

• Planungsfehler werden „nach oben“ zugerechnet, wenn sie aus der Sphäre der AG 
stammen. 

• Bedenkenhinweise müssen adressatengerecht (gegenüber der Auftraggeberin), 
schriftlich (Zugangsnachweis) und inhaltlich präzise (Warnfunktion) geäußert werden. 

[GGSC] berät regelmäßig in der Gestaltung von Bau- und Planungsverträgen und in der 
juristischen Begleitung von Bauvorhaben. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an: 

Till Schwerkolt 
Rechtsanwalt  
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht   

 

< zurück zur Artikelübersicht 
 

(K)ein Anspruch auf eine Bauhandwerkersicherung? 

Eine Bauhandwerkersicherung nach § 650f BGB bietet Bauunternehmern die Möglichkeit, sich 
gegen das Insolvenzrisikos des Auftraggebers abzusichern.  

Der Sicherungsanspruch umfasst dabei die volle, noch nicht gezahlte Vergütung einschließlich 
Nebenforderungen von 10 %. Nach § 650q BGB besteht dieser Anspruch auch bei Architekten- 
und Ingenieurverträgen. Kommt der Auftraggeber der Forderung nach Stellung einer Sicherheit 
nicht nach, riskiert er eine berechtigte Leistungseinstellung des Auftragnehmers oder gar die 
Vertragskündigung nach § 650f Abs. 5 BGB. Dies ist ein nicht zu unterschätzender 
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wirtschaftlicher Hebel für den Auftragnehmer, um Druck auf den Auftraggeber auszuüben. Es 
kommt für den Sicherungsanspruch nämlich nicht darauf an, dass der Werklohnanspruch 
bereits fällig ist. Stattdessen genügt es, dass dieser vertraglich vereinbart und noch nicht 
gezahlt wurde.  

Die Fälle 

Unterschiedliche Auffassungen der Vertragsparteien über die Berechtigung des 
Sicherungsverlangens münden häufig in einer Vertragskündigung. Dann stellt sich die Frage, ob 
die Kündigung wirksam war.  

So auch in einem vom OLG Köln 17.09.2025 (11 U 125/23) entschiedenen Fall: Ein 
Dachdeckerunternehmen kündigte einen Bauvertrag, nachdem eine der Auftraggeberin 
gesetzte Frist zur Stellung einer Sicherheit für noch nicht gezahlten Werklohn abgelaufen war. 
Die Auftraggeberin stellte eine Bankbürgschaft nur über einen Teilbetrag des behaupteten 
restlichen Werklohns.  

In einem anderen Fall (OLG Naumburg, Urteil v. 08.09.2025 – 12 U 26/25) verlangte der 
Auftragnehmer erst nach bereits – aus anderen Gründen – erfolgter Kündigung die Stellung 
einer Sicherheit für den vertraglich vereinbarten Werklohn. Der Auftraggeber hält diese 
Forderung für rechtsmissbräuchlich.  

Die Entscheidung 

Das OLG Köln befand die Kündigung der Auftragnehmerin für unwirksam, da der Auftraggeber 
dem Sicherungsverlangen nachgekommen sei: 

• Vor einer Kündigung nach § 650f Abs. 5 BGB ist eine angemessene Fristsetzung durch den 
Auftragnehmer erforderlich.  

• Eine Fristsetzung zur Leistung der Sicherheit ist unwirksam, wenn die Höhe der 
verlangten Sicherheit für den Auftraggeber nicht nachvollziehbar ist und der 
Auftragnehmer diese auch auf Nachfrage des Auftraggebers nicht konkretisiert. 

• Hält der Auftraggeber die geforderte Sicherheitsleistung für überhöht, muss er dem 
Auftragnehmer zumindest eine Sicherheit in der nach seiner Auffassung angemessenen 
Höhe anbieten. Dies verlangt das bauvertragliche Kooperationsgebot. 

Hier hatte der Auftraggeber dem Auftragnehmer eine Sicherheitsleistung angeboten, die er für 
angemessen hielt, obwohl diese hinter der Forderung des Auftragnehmers zurückblieb. Damit 
befand das OLG Köln die Kündigung für unwirksam.  

  



 
 

 
/ 6 [GGSC] Newsletter Bau Mai 2026 

In der Entscheidung des OLG Naumburg stellt dieses klar, dass  

• der Auftraggeber auch nach einer Vertragskündigung zur Sicherheitsleistung für noch 
nicht gezahlten Werklohn verpflichtet ist; 

• allein in Fällen des groben Rechtsmissbrauchs das Sicherungsverlangen des 
Auftragnehmers ausgeschlossen sein kann; 

• die Verfolgung weiterer Zwecke durch den Auftragnehmer als die reine Absicherung des 
Vergütungsanspruchs nicht grob rechtsmissbräuchlich ist. 

Auswirkungen für die Praxis  

Beide Entscheidungen betreffen Konstellationen, die in der Praxis streitanfällig sind. 
Auftraggeber und Auftragnehmer gleichermaßen sollten daher folgendes beachten: 

• Kommt ein Auftraggeber einem Sicherungsverlangen nach § 650f BGB nicht nach, riskiert 
er die Vertragskündigung.  

• Auch bei einer nicht nachvollziehbaren Höhe des Sicherungsverlangens darf der 
Auftraggeber die Sicherheitsleistung nicht ohne Weiteres verweigern. Dieser muss 
fristgerecht zumindest eine Sicherheit in der nach seiner Auffassung angemessenen 
Höhe anbieten.  

• Der Einsatz eines Sicherungsverlangens durch den Auftragnehmer als wirtschaftliches 
Druckmittel ist nicht rechtsmissbräuchlich. Der Anspruch ist selbst noch durchsetzbar, 
wenn der Vertrag bereits aus anderen Gründen längst gekündigt ist. 

Rückfragen bei [GGSC] zu diesem Beitrag bitte an: 

< zurück zur Artikelübersicht 
 

Bauablaufänderung nach Behördeneingriff ist keine Anordnung 
des Auftraggebers! 

Ändert sich der Bauablauf infolge einer behördlichen Entscheidung, begründet dies für sich 
genommen noch keine Anordnung des Auftraggebers im Sinne von § 2 Abs. 5 VOB/B. 
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Beschränkt sich der Auftraggeber vielmehr darauf, dem Auftragnehmer die daraus folgende 
Notwendigkeit einer Anpassung des Bauablaufs mitzuteilen, fehlt es regelmäßig an dem 
rechtsgeschäftlichen Willen, das vertragliche Leistungssoll einseitig zu ändern. 

Der Fall 

Ein Straßenbauunternehmen war mit Fahrbahnerneuerungsarbeiten beauftragt. Der Vertrag 
sah lediglich einen frühesten Ausführungsbeginn und einen spätesten Fertigstellungstermin 
vor. Die vom Auftragnehmer erstellte Bauablaufplanung, nach der mehrere Bauabschnitte 
noch im Jahr 2020 ausgeführt werden sollten, war ausdrücklich nicht Vertragsbestandteil. 

Für die Verkehrssicherung war der Auftragnehmer verantwortlich. Die zuständige 
Verkehrsbehörde erteilte die beantragte verkehrsrechtliche Anordnung jedoch nicht wie 
beantragt. In der Folge musste der erste Bauabschnitt geteilt und weitere Abschnitte in das 
Jahr 2021 verschoben werden. Der Auftraggeber teilte dies dem Auftragnehmer mit. Dieser 
machte später Mehrvergütung in Höhe von rund 356.000 Euro geltend und berief sich auf eine 
Anordnung des Auftraggebers nach § 2 Abs. 5 VOB/B. 

Die Entscheidung 

Das OLG Celle (Urteil vom 14.01.2026 – 14 U 58/25) hat die Klage vollständig abgewiesen. Ein 
Mehrvergütungsanspruch aus § 2 Abs. 5 VOB/B bestehe nicht, weil es an einer „anderen 
Anordnung“ des Auftraggebers fehle. 

Das Gericht knüpft an die neuere Rechtsprechung des BGH an: Eine Anordnung im Sinne des § 
2 Abs. 5 VOB/B setzt eine rechtsgeschäftliche Erklärung des Auftraggebers voraus, mit der 
dieser das vertragliche Leistungssoll einseitig ändern will. Davon zu unterscheiden sind bloße 
Behinderungen oder Störungen des Bauablaufs. Sie können zwar tatsächliche Auswirkungen 
auf die Bauzeit und die Ausführung haben, stellen aber keine Anordnung dar. 

Genau so liege der Fall hier. Der Auftraggeber habe keine vertraglichen Fristen geändert. Auch 
der Bauablaufplan des Auftragnehmers sei nicht maßgeblich gewesen, weil er gerade nicht 
Vertragsbestandteil geworden sei. Soweit der Auftraggeber mitgeteilt habe, dass einzelne 
Abschnitte nunmehr erst 2021 ausgeführt werden könnten, habe er lediglich die Konsequenz 
aus der nicht antragsgemäß erteilten verkehrsbehördlichen Anordnung weitergegeben. Darin 
liege aus Sicht eines objektiven Erklärungsempfängers keine rechtsgeschäftliche Änderung der 
Vertragspflichten. 

Besonders deutlich ist das OLG Celle bei der Risikozuordnung: Die Einholung der 
verkehrsrechtlichen Anordnung nach § 45 Abs. 6 StVO oblag hier dem Auftragnehmer. Deshalb 
stammte auch die daraus folgende Störung aus dessen Verantwortungsbereich. Die 
Entscheidung der Verkehrsbehörde war dem Auftraggeber nicht zuzurechnen. 
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Auch auf andere Anspruchsgrundlagen konnte sich der Auftragnehmer nicht stützen. Weder 
lagen Voraussetzungen für Schadensersatz oder Entschädigung vor noch für eine 
Vertragsanpassung nach § 313 BGB. Die interne Kalkulation des Auftragnehmers, wonach 
Preisnachlässe nur bei Ausführung im Jahr 2020 möglich gewesen sein sollen, war nicht zur 
Geschäftsgrundlage des Vertrags geworden. 

Fazit 

Die Entscheidung schärft die Abgrenzung zwischen Anordnung und bloßer Bauablaufstörung 
weiter. Nicht jede Weisung oder Mitteilung des Auftraggebers zur praktischen Fortführung der 
Arbeiten ist bereits eine Anordnung nach § 2 Abs. 5 VOB/B. Maßgeblich bleibt, ob der 
Auftraggeber erkennbar den Vertrag selbst ändern will. 

Für Auftragnehmer zeigt die Entscheidung, dass Mehrvergütungsansprüche wegen 
Bauablaufänderungen sorgfältig an der Vertragslage und an der Risikozuordnung geprüft 
werden müssen. Ist der Bauablaufplan nicht Vertragsbestandteil und beruht die Änderung auf 
einer behördlichen oder sonstigen tatsächlichen Störung, wird § 2 Abs. 5 VOB/B häufig nicht 
tragen. Für Auftraggeber ist die Entscheidung hilfreich, weil sie verdeutlicht, dass die bloße 
Mitteilung tatsächlicher Zwänge noch keine vergütungsrelevante Anordnung darstellt.  

Rückfragen bei [GGSC] richten Sie an: 

< zurück zur Artikelübersicht 
 

Muss Aufforderung zur Mängelbeseitigung Hinweis auf weitere, 
drohende Schäden enthalten?  

Die Rechtsprechung musste sich mit der Frage auseinandersetzen, ob der Auftraggeber bei 
einer Nachbesserungsaufforderung auf weitere Schäden, die mit dem Mangel einhergehen, 
hinweisen muss.  
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Die Ausgangslage  

Zeigt sich nach der Abnahme des Werkes ein Mangel,  

• fordert der Auftraggeber den Auftragnehmer zur Beseitigung des Mangels auf und  

• setzt eine Frist zur Beseitigung dieses Mangels. 

Denn erst nach Ablauf dieser Frist darf der Auftraggeber den Mangel selbst auf Kosten des 
Auftragnehmers beseitigen (§ 634 Nr. 2 i.V.m. 637 BGB). Verursacht der Mangel weitere Kosten 
beim Auftraggeber, kann der Auftraggeber dies als Schadensersatz vom Auftragnehmer ersetzt 
verlangen (§ 634 Nr. 3 i.V.m. § 280 BGB), soweit er den Schaden nicht selbst verursacht hat (§ 
254 BGB).  

Es stellt sich also die Frage, ob der Auftraggeber auf einen solchen drohenden Schaden 
hinweisen muss, wenn er den Auftragnehmer zur Beseitigung eines Mangels auffordert. Eine 
solche Konstellation hatte der BGH mit Urteil vom 13.11.25 – VII ZR 187/24 zu entscheiden. 

Der Fall  

Der Auftraggeber bestellte ein Futtersilo. Nach der Abnahme zeigten sich Mängel. Etwa 10 Tage 
später, am 25.10.2021, forderte der Auftraggeber den Auftragnehmer zur Beseitigung des 
Mangels bis zum 8.11.2021 auf. Schon am 29.10.2021 erntete und verkaufte er seine 
Maisernte, die er wegen des Mangels nicht im Futtersilo lagern konnte.  

In der Folge muss er Ersatzfutter kaufen. Dadurch entstehen dem Auftraggeber Mehrkosten in 
Höhe von 70.000 €. Auf diese drohenden Mehrkosten weist der Auftraggeber den 
Auftragnehmer nicht hin. Der Auftraggeber fordert vom Auftragnehmer nach der Beseitigung 
des Mangels auch Ersatz für die Mehrkosten für das zusätzlich beschaffte Futter.  

Der Auftragnehmer verweigert das, da der Auftraggeber den Auftragnehmer nicht auf diesen 
drohenden Schaden hingewiesen habe. Hätte er von dem drohenden Schaden gewusst, hätte 
er das Futtersilo noch vor der Ernte repariert. Dann hätte der Auftraggeber sein Futter auch 
nicht verkaufen müssen. Der Auftraggeber sei also selbst schuld, dass er mehr für das Futter 
habe zahlen müssen. 

BGH: Hier nein – hohe Anforderungen an Mitverschulden! 

Der BGH (Urteil vom 13.11.25 VII ZR 187/24) sieht das anders. Ein solcher Hinweis auf die 
drohenden Mehrkosten für den Kauf von Futter sei nicht erforderlich gewesen. Ein 
Mitverschulden des Auftraggebers, dass den Ersatzanspruch ausschließt, kommt hier nach 
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§ 254 Abs. 2 BGB nur in Betracht, wenn der Beschädigte es unterlassen hat, den Schuldner auf 
die Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerksam zu machen. 

Denklogische, wenn auch ungeschriebene Voraussetzung des Mitverschuldens des 
Auftragnehmers ist, dass der Auftraggeber als Beschädigter den drohenden Schaden erkennen 
kann. Dieser Schaden lag hier in den Mehrkosten für die Ersatzbeschaffung des Futters, nicht 
in dem drohenden Verkauf der Ernte. Der Auftraggeber konnte aber im Zeitpunkt der 
Aufforderung zur Mängelbeseitigung nicht wissen, dass die Kosten des Ersatzfutters über dem 
Preis liegen würden, den er für den von ihm selbst geernteten Mais erzielen konnte. Diese 
Preisdifferenz war für ihn nicht voraussehbar, er musste und konnte folglich aus Gründen der 
Schadensminderung auch nicht auf die drohenden Mehrkosten hinweisen. 

Fazit – Aber Vorsicht für AG 

Dieser Fall ist für den Auftraggeber noch einmal gut ausgegangen. Das ändert aber nichts daran, 
dass Auftraggeber zur Sicherheit eine Aufforderung zur Mängelbeseitigung immer mit dem 
Hinweis auf drohende Schäden verknüpfen sollten. Dabei gilt: je konkreter ein drohender 
Schaden ist, desto eher muss der Auftraggeber darauf hinweisen, damit der Auftragnehmer die 
Chance hat, dessen Eintritt noch zu verhindern. Im hiesigen Fall hätte der Auftraggeber also zur 
Sicherheit zumindest auf die bevorstehende Ernte, den im Falle der fortbestehenden 
Mangelhaftigkeit des Silos ggf. erforderlichen Verkauf des Futters und eine damit ggf. 
einhergehende Ersatzbeschaffung hinweisen können. Das hätte ihm im Zweifel eine unnötige, 
zeit- und kostenintensive Rechtstreitigkeit erspart, weil der Auftragnehmer sich womöglich 
schlicht beeilt hätte, das Futtersilo zu reparieren. 

Rückfragen bei [GGSC] richten Sie an:  

< zurück zur Artikelübersicht 
 

Zur Anwendbarkeit von § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 UmwRG auf eine 
Baugenehmigung für eine heranrückende Wohnnutzung 

Das Bundesverwaltungsgericht hat ein wichtiges Signal zugunsten der Innenentwicklung 
gesetzt: Das Umweltrechtsbehelfsgesetz darf nicht zur allgemeinen „Bremse“ für 
Wohnbauvorhaben in bestehenden Nutzungskonflikten werden.  
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Die Entscheidungsgründe sind noch nicht veröffentlicht, der Pressemitteilung ist aber bereits 
jetzt zu entnehmen, dass das Urteil die rechtliche Position von Bauherren und 
Genehmigungsbehörden gleichermaßen stärkt. 

Der Fall 

Ein Betreiber einer Veranstaltungsstätte in der Kölner Innenstadt wandte sich gegen eine 
Baugenehmigung für eine Wohnung in einer ehemaligen Druckerei – unmittelbar angrenzend 
an seine Veranstaltungsstätte. Während das Verwaltungsgericht die Klage abwies, gab das 
Oberverwaltungsgericht ihr statt. Die heranrückende Wohnnutzung verstoße gegen das 
bauplanungsrechtliche Rücksichtnahmegebot, da sie unzumutbaren nächtlichen 
Lärmimmissionen durch die bestandsgeschützte Theaternutzung (etwa Applaus) ausgesetzt 
sei. Die Baugenehmigung wurde aufgehoben. 

Die Entscheidung 

Das Bundesverwaltungsgericht (Urteil vom 17.03.2026, BVerwG 4 C 1.25) hob das Urteil auf 
und verwies die Sache an das Oberverwaltungsgericht zurück, verbunden mit einer zentralen 
Klarstellung:  

Der Anwendungsbereich des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 UmwRG ist nicht eröffnet, wenn 
umweltbezogene Vorschriften ausschließlich die Emissionen eines bestehenden Betriebs 
betreffen, nicht aber die Auswirkungen des genehmigten Vorhabens selbst. Mit anderen 
Worten: Die hier maßgeblichen Lärmschutzvorschriften dienten nicht dem Schutz der Umwelt 
vor der Wohnnutzung, sondern dem Schutz des bestehenden Betriebs vor Einschränkungen 
durch heranrückende Nutzung. Damit fehlt es am umweltbezogenen Bezug im Sinne des 
UmwRG. 

Zugleich rügte das Gericht die pauschale Heranziehung der TA Lärm durch das OVG. Eine bloße 
Richtwertüberschreitung genügt nicht, um einen Verstoß gegen das Rücksichtnahmegebot 
abschließend zu begründen. Es sind zur Bewertung konkrete Tatsachenfeststellungen 
erforderlich. 

Auswirkungen für die Praxis  

Die Entscheidung ist ausdrücklich zu begrüßen, insbesondere mit Blick auf die dringend 
benötigte Nachverdichtung in Innenstädten. 

Das Urteil verhindert eine ausufernde Anwendung des Umweltrechtsbehelfsgesetzes auf 
klassische Nutzungskonflikte des Bauplanungsrechts, wenn die primären Umweltbelange gar 
nicht betroffen sind. Eine an Gewerbe oder sonstige höhere Immissionen auslösende 
Nutzungen heranrückende Wohnnutzung wird nicht mehr ohne Weiteres über 
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„umweltrechtliche Umwege“ angreifbar. Hinzu kommt, dass verfahrensrechtlich nicht die 
zwingende Klagebegründungsfrist von zehn Wochen nach § 6 UmwRG gilt. 

Im Übrigen stellt das Bundesverwaltungsgericht klar, dass die Prüfung eines Verstoßes gegen 
das Rücksichtnahmegebot stets einzelfallbezogen bleibt und starre Grenzwertbetrachtungen 
nicht ausreichen. 

Genehmigungsbehörden und Bauherren erhalten durch die Entscheidung mehr 
Rechtssicherheit, insbesondere bei Umnutzungen und Nachverdichtung in gemischt genutzten 
urbanen Lagen. Im Ergebnis stärkt das Urteil die Entwicklung urbaner Räume und setzt ein 
wichtiges Gegengewicht zu restriktiven Tendenzen im Immissionsschutzrecht. 

Rückfragen bei [GGSC] richten Sie an: 

< zurück zur Artikelübersicht 
 

„Wohnen auf Zeit“ im Milieuschutzgebiet 

Die Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen hat am 07.04.2026 
eine geänderte Verwaltungsvorschrift zu Genehmigungskriterien für bauliche Anlagen in 
Gebieten zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung erlassen. Die 
Änderungen betreffen das Problem „Wohnen auf Zeit“. 

Genehmigungsbedürftig ist in Berlin ab sofort gemäß Nr. 2.10 Verwaltungsvorschrift (VV) zu § 
172 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 des Baugesetzbuchs auch „… jede Änderung der Zweckbestimmung einer 
Wohnung, durch die diese nicht mehr der Wohnbevölkerung des Gebiets zu Zwecken des 
dauerhaften Wohnens zur Verfügung steht“. Als wichtigsten Fall dieser 
Genehmigungsbedürftigkeit stellt die VV auf „die befristete (Unter-)Vermietung von zuvor 
unbefristetem Wohnraum“ ab. In der Fachwelt besteht insoweit Einigkeit, dass es sich beim 
„Wohnen auf Zeit“ nicht so sehr ein mietrechtliches, sondern um ein wohnungspolitisches 
Problem handelt, denn mietrechtlich kann ein „Wohnen auf Zeit“ nur unter ganz genau 
definierten Voraussetzungen zulässigerweise vereinbart werden und diese sind sinnvoll und 
bleiben gemäß Nr. 2.10 Abs. 2 der VV auch im Milieuschutzgebiet weiterhin zulässig. 

Regelungsgedanke der Verwaltungsvorschrift  
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Verhindern will die neue VV dagegen unzulässig befristete Mietverträge sowie alle sonstigen 
Wohnformen, die unter Missachtung der Mietpreisbremse zustande kommen und 
wirtschaftlich oder aufgrund anderer Umstände ein dauerhaftes Wohnen ausschließen. 
Rechtlich umstritten ist, ob dieses politisch verständliche Anliegen auch auf dem Weg der 
Anwendung des milieuschutzrechtlichen Genehmigungsvorbehalts verfolgt werden kann und 
welche Sachverhalte dann im Einzelnen einerseits eine Genehmigungsbedürftigkeit begründen 
und dann andererseits regelmäßig eine Genehmigung ausschließen. Rechtsprechung hierzu 
gibt es im Einzelnen nicht. Die Anwendung der neugefassten Verwaltungsvorschrift wird die 
anwaltliche Praxis also in nächster Zeit beschäftigen und wir werden weiter berichten, sobald 
erste gerichtliche Entscheidungen vorliegen.  

Rückfragenbei [GGSC] bitte an: 

 
< zurück zur Artikelübersicht 
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[GGSC] Seminare  [GGSC] auf Seminaren 

 
Digitaler Tag der Kommunalen Abfallwirtschaft 
Online-Seminar  
18.06.2026 
→ Zum Programm 

  

„Entsorgungsvergaben 2026“  
Akademie Dr. Obladen  
19.05.2026 (Online) 

Die [GGSC] Seminare GmbH bietet Ihnen Inhouse-Schulungen zu allen aktuellen Rechtsfragen 
der Abfallwirtschaft, insb. zum Abfallgebühren, Vergabe- und Verpackungsrecht an. 
Selbstverständlich besteht das Angebot auch für Webinare, die wir online mit Ihren 
Mitarbeiter:innen durchführen können. Senden Sie uns Ihre Anfrage bitte an info@ggsc-
seminare.de. 

 

Hinweis auf andere [GGSC]-Newsletter 
 

Vergabe Newsletter 
April 2026 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

• Zwischenstand Vergabereform: Beschleunigung im Bundestag beschlossen – 
Tariftreue kurz vor Inkrafttreten   

• Wahl der Verfahrensart begründen  
• Wesentliche Vertragsänderungen? Nur mit Ausschreibung  
• Kein Angebotsausschluss bei Abweichung von den Vergabeunterlagen aus rein 

formalen Gründen  

 

HOAI Newsletter 
Februar 2026 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

• Verfehlen einer Baukostenobergrenze – Verlust des Gesamthonorars droht! 
• Bauzeitverlängerung und Zusatzhonorar – LG Berlin stärkt Planerrechte 
• Gehört die Tätigkeit als Bauleiter nach der Bauordnung zu den Grund-leistungen der 

Leistungsphase 8? 
• Architektenwettbewerb: Wann wird aus „Weiterdenken“ ein Auftrag? 

 

https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/digitaler-tag-der-kommunalen-abfallwirtschaft
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/digitaler-tag-der-kommunalen-abfallwirtschaft
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/downloads/Seminare/2026_06_18_-_Programm_-_Digitaler_Tag_der_Kommunalen_Abfallwirtschaft.pdf
https://www.obladen-akademien.de/veranstaltungen/betriebswirtschaft/entsorgungsvergaben-2025/
https://www.obladen-akademien.de/veranstaltungen/betriebswirtschaft/entsorgungsvergaben-2025/
mailto:info@ggsc-seminare.de
mailto:info@ggsc-seminare.de
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2025
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2025
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/zwischenstand-vergabereform-beschleunigung-im-bundestag-beschlossen-tariftreue-kurz-vor-inkrafttreten
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/zwischenstand-vergabereform-beschleunigung-im-bundestag-beschlossen-tariftreue-kurz-vor-inkrafttreten
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/wahl-der-verfahrensart-begruenden
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/wesentliche-vertragsaenderungen-nur-mit-ausschreibung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/kein-angebotsausschluss-bei-abweichung-von-den-vergabeunterlagen-aus-rein-formalen-gruenden
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/kein-angebotsausschluss-bei-abweichung-von-den-vergabeunterlagen-aus-rein-formalen-gruenden
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-maerz-2025
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-maerz-2025
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/verfehlen-einer-baukostenobergrenze-verlust-des-gesamthonorars-droht
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/bauzeitverlaengerung-und-zusatzhonorar-lg-berlin-staerkt-planerrechte
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/gehoert-die-taetigkeit-als-bauleiter-nach-der-bauordnung-zu-den-grundleistungen-der-leistungsphase-8
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/gehoert-die-taetigkeit-als-bauleiter-nach-der-bauordnung-zu-den-grundleistungen-der-leistungsphase-8
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/architektenwettbewerb-wann-wird-aus-weiterdenken-ein-auftrag
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